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Stellungnahme zum Referententwurf des Bundesministeriums der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz, Stand 28.05.2018:

Entwurf eines Gesetzes zum Internationalen Güterrecht und
zur Änderung von Vorschriften des Internationalen Privat-
rechts

Sehr geehrter Herr Klippstein, sehr geehrter Prof. Dr. Wagner,

haben Sie vielen Dank, dass Sie uns Gelegenheit geben, zu dem Refe-
rentenentwurf Stellung zu nehmen.

Wir sind mit dem Entwurf grundsätzlich einverstanden, möchten aber
auf Folgendes hinweisen:

1 Art. 1, Abschnitt 1, § 1:

Der Entwurf geht davon aus, dass die EuEheGüVo nicht nur für ver-
schieden-, sondern auch für gleichgeschlechtliche Ehen gilt.

In der Begründung wird dazu gesagt (S. 25 f.): „In personeller Hinsicht
definiert die EuEheGüVO nicht, welche Verbindungen unter den Ehebe-
griff fallen, sondern überlässt dies dem auf die Eheschließung anwend-
baren Recht der Mitgliedstaaten. (…) Aus deutscher Sicht werden von
der EuEheGüVO Ehegatten verschiedenen oder gleichen Geschlechts
erfasst“.

Das sollte nach unserer Auffassung nicht nur in der Begründung stehen,
sondern in § 1 ausdrücklich klargestellt werden.

2. Zu Art. 4 Nr. 4: Art. 13 und 14 EGBGB

Nach dem Wortlaut der Artikel 13 und 14 EGBGB (letzterer in der Ent-
wurfsfassung) scheinen diese Vorschriften sowohl für verschieden- als
auch für gleichgeschlechtliche Ehen zu gelten. Tatsächlich gelten sie
aber nur für verschiedengeschlechtliche Ehen. Das ergibt sich aber erst
aus Art. 17b Abs. 4 EGBGB.

Wir meinen, dass das keine bürgerfreundliche Gesetzgebung ist. Ge-
setze sollten so formuliert werden, dass auch Menschen, die keine
Fachjuristen sind, sie auf Anhieb verstehen. Tatsächlich gehen sogar
Rechtsanwälte wie selbstverständlich davon aus, dass die Art. 13 und
14 EGBG auch für gleichgeschlechtliche Paare gelten.

Wir schlagen deshalb vor, Artikel 13 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu fassen:
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„(1) Die Voraussetzungen der Eheschließung von verschiedengeschlechtlichen
Verlobten unterliegen für jeden von ihnen dem Recht des Staates, dem er an-
gehört.

In Artikel 14 Absatz 1 Satz 1 in der Entwurfsfassung sollten hinter das Wort „Ehewir-
kungen“ die Wörter „verschiedengeschlechtlicher Ehen“ eingefügt werden.

3. Zu Art. 2 Nr. 6: Art. 17

Der Referentenentwurf des BMJV eines „Gesetzes zur Umsetzung des Gesetzes zur
Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts“ will in
Art. 17b Abs. 4 darauf hinweisen, dass sich das auf die Ehescheidung und die Tren-
nung ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendende Recht nach der Verordnung
(EU) Nr. 1259/2010 richtet. Außerdem will er in einem neuen Art. 17b Abs. 5 klarstel-
len, dass Art. 17 Abs. 1 und 2 in seiner jetzigen Fassung für gleichgeschlechtliche
Ehen entsprechend gilt.

Wir sind der Meinung, dass die Vorschläge der beiden Referentenentwürfe zur Ver-
ordnung (EU) Nr. 1259/2010 und zu Art. 17 in einem Entwurf zusammengefasst und
harmonisiert werden sollten.

4. Zu Art. 2 Nr. 9 und 10: Art. 19 Abs. 1 Satz 3 und Art. 22 Abs. 1 Satz 2

Der Referentenentwurf des BMJV eines „Gesetzes zur Umsetzung des Gesetzes zur
Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts“ will in
einem neuen Art. 17b Abs. 5 klarstellen, dass diese Vorschriften für gleichge-
schlechtliche Ehen entsprechend gelten.

Wir haben vorgeschlagen, stattdessen in beiden Vorschriften die Wörter „„nach Arti-
kel 14 Abs. 1“ zu streichen.

Mit freundlichen Grüßen

(Manfred Bruns)
Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof a.D.


